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Gesetzentwurf der Landesregierung 

 

Gesetz zum Vertrag zwischen dem Bund und den Länder n über die Errichtung 

des IT-Planungsrates und über die Grundlagen der Zu sammenarbeit beim Ein-

satz der Informationstechnologie in den Verwaltunge n von Bund und Ländern 

- Vertrag zur Ausführung von Art. 91c GG (IT-Staats vertrag) 

 

A. Problem 

 

Die Zusammenarbeit zwischen Bund und Ländern im Bereich der Informationstech-

nologie soll auf eine verlässliche Rechtsgrundlage gestellt und strukturell verbessert 

werden. Bisher wird die IT-Kooperation im Wesentlichen über die Gremien der Bund-

Länder-Initiative Deutschland-Online (DOL) sowie über den Kooperationsausschuss 

Automatisierte Datenverarbeitung Bund/Länder/kommunaler Bereich (KoopA ADV) 

gesteuert. 

 

In der Kommission zur Modernisierung der Bund-Länder-Finanzbeziehungen (Föde-

ralismuskommission II) ist deshalb vereinbart worden, die Zusammenarbeit von Bund 

und Ländern im Bereich der Informationstechnologie im Grundgesetz zu verankern. 

Das Gesetzgebungsverfahren für die entsprechende Neuregelung in Art. 91c GG ist 

abgeschlossen. 

 

Die neuen Bestimmungen im Grundgesetz sehen insbesondere vor, dass Bund und 

Länder bei der Planung, der Errichtung und dem Betrieb der notwendigen informati-

onstechnischen Systeme zusammenwirken können. Die Kooperation im Bereich der 

Informationstechnologie wird damit als Gemeinschaftsaufgabe von Bund und Län-

dern auf eine verfassungsrechtliche Grundlage gestellt. Die Ausgestaltung der Ko-

operation soll gem. Art 91c Abs. 2 GG durch Vereinbarungen erfolgen.  

 

Um die im Grundgesetz nun ausdrücklich zugelassene Kooperation im IT-Bereich 

praktisch umzusetzen, bedarf es gemäß Art 91c Abs. 2 GG eines Staatsvertrages 

zwischen Bund und Ländern. 

 

B. Lösung 

 

1. Vertragsentwurf 

 

Um die Grundlagen der Kooperation im IT-Bereich zu regeln, soll ein Staatsver-

trag zwischen Bund und Ländern abgeschlossen werden. Grundlage ist ein Text-
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entwurf, der von der Föderalismuskommission II entworfen und beschlossen wor-

den ist. Das Finanzministerium hat den Landtag mit Schreiben vom 25. August 

2009 gemäß § 3 des Parlamentsinformationsgesetzes über den Entwurf unter-

richtet. Der Staatsvertragsentwurf ist in der Zeit vom 30. Oktober 2009 bis 20. 

November 2009 unterzeichnet worden. 

 

2. Inhalt 

 

Der Entwurf sieht vor, als zentrales Kooperationsgremium einen IT-Planungsrat 

zu schaffen, in dem die IT-Beauftragten aus Bund und Ländern vertreten sind. 

Vertreter der kommunalen Spitzenverbände sowie des Bundesbeauftragten für 

Datenschutz können beratend an den Sitzungen des IT-Planungsrates teilneh-

men. Der IT-Planungsrat soll nach dem Entwurf 

 

• die Zusammenarbeit von Bund und Ländern in Fragen der Informationstech-

nik koordinieren, 

 

• fachunabhängige und fachübergreifende IT-Interoperabilitäts- und IT-

Sicherheitsstandards beschließen, 

 

• E-Government-Projekte, die dem IT-Planungsrat zugewiesen werden, steu-

ern und 

 

• koordinierende Aufgaben für das Verbindungsnetz nach Maßgabe des dazu 

ergangenen Gesetzes übernehmen. 

 

Im Staatsvertragsentwurf ist geregelt, dass der IT-Planungsrat die jeweils zu-

ständige Fachministerkonferenz beteiligt, soweit deren fachliche Planungen von 

Entscheidungen betroffen sind. 

 

Nach dem vorliegenden Entwurf kann der IT-Planungsrat mit einer qualifizierten 

Mehrheit verbindliche Beschlüsse fassen. Solche Beschlüsse sollen zustande 

kommen, wenn der Bund und eine Mehrheit von elf Ländern, die mindestens 

zwei Drittel ihrer Finanzierungsanteile nach dem Königsteiner Schlüssel abbil-

det, zustimmen. Daneben kann der IT-Planungsrat mit einfacher Mehrheit un-

verbindliche Empfehlungen aussprechen. 
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Der IT-Planungsrat soll die bisherigen Koordinierungsgremien von Deutschland-

Online und KoopA-AdV mit allen Untergremien ablösen und in deren Rechtsfolge 

eintreten. 

 

C. Alternativen 

 

Keine. 

 

Andere Varianten, die das Ziel einer verbesserten IT-Kooperation zwischen Bund 

und Ländern in gleicher Weise realisieren, sind nicht erkennbar. 

Durch den Staatsvertrag wird gewährleistet, dass die IT-Planung in der öffentlichen 

Verwaltung nicht vorwiegend durch den Bund geprägt wird. Der Staatsvertrag er-

möglicht eine Kooperation zwischen Bund und Ländern „auf Augenhöhe“ im Sinne 

der im Grundgesetz beschriebenen Gemeinschaftsaufgabe. Der Einfluss der Länder 

auf die Entwicklung der IT-Infrastuktur in der Verwaltung wird damit gesichert. Die 

gegenwärtig bestehenden Gremien der IT-Kooperation können dies nicht hinreichend 

gewährleisten, weil es an einer umfassenden Zuständigkeit und an einer Rechts-

grundlage, die auch verbindliche Beschlüsse vorsieht, fehlt. 

 

D. Kosten und Verwaltungsaufwand 

 

1. Kosten 

 

Die finanziellen Auswirkungen lassen sich noch nicht sicher abschätzen.  

 

1.1. unmittelbare Auswirkungen 

Mit dem Abschluss des Staatsvertrages ist gem. § 2 Abs.1 des paraphierten Ver-

trages unmittelbar die Verpflichtung der Länder verbunden, die Hälfte der Kosten 

für die Geschäftsstelle des IT-Planungsrates zu tragen. Die Verteilung der Kosten 

unter den Ländern soll nach dem Königsteiner Schlüssel erfolgen. Diese Rege-

lung entspricht der bestehenden Vereinbarung zur Finanzierung der Geschäftstel-

le Deutschland-Online. Da sich die Geschäftstelle des IT-Planungsrates aus der 

Geschäftsstelle Deutschland-Online entwickeln soll, werden die bisher für die Ge-

schäftsstelle Deutschland-Online verwendeten Mittel künftig der Geschäftsstelle 

des IT-Planungsrates zufließen können. Allerdings ist zu erwarten, dass die Ge-

schäftsstelle wegen der umfassenderen Kompetenzen des IT-Planungsrates im 

Vergleich zur bestehenden Geschäftsstelle Deutschland-Online vergrößert wird. 

Zwar kann damit gerechnet werden, dass auch weitere Mittel, die Bund und Län-

der derzeit für Deutschland-Online und den KoopA ADV aufwenden, künftig beim 
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IT-Planungsrat gebündelt werden können. Es muss jedoch damit gerechnet wer-

den, dass für die notwendige Ausstattung der Geschäftsstelle zusätzliche Res-

sourcen benötigt werden, deren Höhe sich noch nicht beziffern lässt. Da nicht ab-

sehbar ist, dass das zentrale IT-Budget des Landes entsprechend aufgestockt 

werden kann, müssen eventuelle Mehrbelastungen aus dem beschlossenen IT-

Budget des Landes gedeckt werden. 

 

Mehrkosten lassen sich dadurch rechtfertigen, dass die IT-Zusammenarbeit von 

Bund und Ländern künftig systematisch vom IT-Planungsrat koordiniert wird. Mit 

der Einrichtung des IT-Planungsrates auf der Grundlage eines Staatsvertrages 

wird gerade der Einfluss der Länder auf die Entwicklungen im IT-Bereich der öf-

fentlichen Verwaltung gesichert. Die Position der Länder in der IT-Kooperation 

wird gegenüber dem Bund im Vergleich zur gegenwärtigen IT-Kooperation ge-

stärkt. 

 

Im Übrigen besteht die Absicht, mit der Schaffung des IT-Planungsrates die bis-

her parallel bestehenden Strukturen von DOL und KoopA ADV durch eine einheit-

liche Gremienstruktur abzulösen und dadurch Synergieeffekte zu realisieren. 

 

1.2. mittelbare Auswirkungen 

Bund und Länder verpflichten sich, Beschlüsse des IT-Planungsrates über tech-

nische Standards in ihren Verwaltungsräumen umzusetzen. Unabhängig davon, 

inwieweit die Kommunen zum „Verwaltungsraum“ des Landes gehören, können 

technische Standards, die von Bund und Ländern im IT-Planungsrat beschlossen 

und eingeführt werden, zumindest faktisch auch für die Kommunen verbindlich 

sein. 

 

Ob die Kommunen wegen der Einführung verbindlicher Standards Ansprüche 

nach Art 49 Abs. 2 der Landesverfassung haben, kann offen bleiben. In Fällen, in 

denen das Land beabsichtigt, technische Standards einzuführen, die auch für die 

Kommunen verbindlich sein sollen, greifen die Regelungen des E-Government-

Gesetzes. Zwar lässt sich nicht ausschließen, dass wegen verbindlicher Be-

schlüsse des IT-Planungsrates in Einzelfällen kaum Raum für das im E-Govern-

ment-Gesetz angelegte kooperative Verfahren bleibt. Zur Regelung verbindlicher 

Standards bleibt das Gesetz aber dennoch anwendbar. Daher ist jede Vereinba-

rung technischer Standards wie im E-Government-Gesetz vorgesehen mit einer 

Regelung zur Kostentragung zu verbinden. 
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Das Ziel, die IT-Kooperation zwischen Bund und Ländern so zu gestalten, dass 

soweit notwendig einheitliche bzw. interoperable IT-Strukturen entstehen, lässt 

sich nur erreichen, wenn der IT-Planungsrat - wie im Entwurf des Staatsvertrages 

vorgesehen - die Möglichkeit hat, verbindliche Beschlüsse zu fassen. Die mit ein-

zelnen Beschlüssen des IT-Planungsrates verbundenen Kosten lassen sich erst 

im Vorfeld konkreter Beschlüsse abschätzen und werden bei der jeweiligen Ent-

scheidung über das Abstimmungsverhalten im IT-Planungsrat zu berücksichtigen 

sein. Dabei ist zu berücksichtigen, dass der IT-Planungsrat verbindliche Be-

schlüsse auch mit einer qualifizierten Mehrheit fassen kann, so dass grundsätz-

lich die Möglichkeit besteht, überstimmt zu werden. Aufgrund der hohen Anforde-

rungen an eine qualifizierte Mehrheit ist die Wahrscheinlichkeit, überstimmt zu 

werden jedoch relativ gering einzuschätzen. 

 

2. Verwaltungsaufwand 

 

Durch die Neuordnung der IT-Kooperation von Bund und Ländern werden sich 

auch Verwaltungsabläufe ändern.  

 

Da der IT-Planungsrat die bisher bestehenden Gremien der IT-Kooperation ablö-

sen soll, besteht die Gelegenheit, mit der Bildung des IT-Planungsrates die bisher 

bestehende Gremienstruktur der IT-Kooperation von Bund und Ländern zu straf-

fen. Damit würde auch der Verwaltungsaufwand reduziert. Ob dies tatsächlich ge-

lingt, hängt wesentlich von den Ergebnissen der Arbeitsgruppe ab, die gegenwär-

tig Vorschläge für die Geschäftsordnung und die Arbeitsstruktur des IT-Planungs-

rates entwickelt.  

 

Da der IT-Planungsrat für die Koordinierung der Zusammenarbeit von Bund und 

Ländern im IT-Bereich umfassend zuständig sein soll und zudem die Möglichkeit 

hat, verbindliche Entscheidungen über IT-Standards zu treffen, ist zu erwarten, 

dass im Vergleich zur gegenwärtigen Situation mehr Aufwand für Abstimmungen 

mit fachlichen IT-Planungen entsteht. Immer dann, wenn durch Entscheidungen 

des IT-Planungsrates auch Fachplanungen betroffen sind, ist sicherzustellen, 

dass im IT-Planungsrat eine mit dem jeweils zuständigen Fachressort abgestimm-

te Position vertreten wird. Es ist daher zu erwarten, dass sich der Abstimmungs-

aufwand im Vorfeld der Sitzungen des IT-Planungsrates erhöhen wird. Zugleich 

wird der Abstimmungsbedarf zwischen dem IT-Planungsrat und den betroffenen 

Fachministerkonferenzen zunehmen. Aufgewogen wird der entstehende Verwal-

tungsaufwand durch die Vorteile einer einheitlichen Steuerung der IT-Kooperation 
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zwischen Bund und Länden mit dem Ziel, fachübergreifend eine interoperable IT-

Infrastruktur zu schaffen. 

 

E. Information des Landtages nach Art. 22 der Lande sverfassung 

 

Der Gesetzentwurf ist dem Präsidenten des Schleswig-Holsteinischen Landtages mit 

Schreiben vom 25 August 2009 übersandt worden. 

 

F. Federführung  

 

Federführend ist das Finanzministerium. 
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Gesetz zum Vertrag zwischen dem Bund und den Länder n über die Errichtung 

des IT-Planungsrats und über die Grundlagen der Zus ammenarbeit beim Ein-

satz der Informationstechnologie in den Verwaltunge n von Bund und Ländern - 

Vertrag zur Ausführung von Artikel 91c GG 

vom 

 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

 

§ 1 

Zustimmung zum Vertrag 

 

(1) Dem in der Zeit vom 30. Oktober 2009 bis 20. November 2009 unterzeichneten 

Vertrag über die Errichtung des IT-Planungsrats und über die Grundlagen der Zu-

sammenarbeit beim Einsatz der Informationstechnologie in den Verwaltungen von 

Bund und Ländern - Vertrag zur Ausführung von Artikel 91c GG (IT-Staatsvertrag) 

zwischen dem Bund und den Ländern wird zugestimmt. 

 

(2) Der Vertrag wird nachstehend veröffentlicht. 

 

(3) Der Vertrag tritt nach seinem § 7 Abs. 1 Satz 1 am 1. April 2010 in Kraft. Sollte 

der Vertrag nach seinem § 7 Abs. 1 Satz 2 gegenstandslos werden, macht die für die 

Angelegenheiten der ressortübergreifenden Informations- und Kommunikationstech-

nologie zuständige oberste Landesbehörde dies unverzüglich im Gesetz- und Ver-

ordnungsblatt für Schleswig-Holstein bekannt. 

 

§ 2 

Inkrafttreten 

 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden. 

 

 

Kiel,  

 

 

Peter Harry Carstensen       Rainer Wiegard 

Ministerpräsident        Finanzminister 
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Begründung 

 

A. Allgemeines 

Die Kommission zur Modernisierung der Bund-Länder-Finanzbeziehungen (Födera-

lismuskommission II) hat am 05. März 2009 beschlossen, die Kooperation zwischen 

dem Bund und den Ländern im Bereich der Informationstechnik im Grundgesetz zu 

verankern. Im neuen Art. 91c Abs. 1 des Grundgesetzes ist geregelt, dass Bund und 

Länder bei der Planung, der Errichtung und dem Betrieb der von ihnen benötigten in-

formationstechnischen Systeme zusammenwirken können. Die Ausgestaltung der 

Kooperation im IT-Bereich ist gem. Art 91c Abs. 2 GG einer Vereinbarung vorbehal-

ten. Aus diesem Grunde bedarf es eines Staatsvertrages zwischen Bund und Län-

dern, in dem die Grundlagen der IT-Kooperation festgelegt werden. Der Entwurf für 

diesen Staatsvertrag ist ebenfalls in der Föderalismuskommission II erarbeitet und 

beschlossen worden. 

 

Die verfassungsrechtliche Regelung in Art 91c GG und der IT-Staatsvertrag zielen 

darauf ab, einerseits die IT-Kooperation zwischen Bund und Ländern auf eine recht-

lich sichere Grundlage zu stellen und andererseits die bisherigen Gremien der IT-

Kooperation durch eine einheitliche und umfassen zuständige Arbeits- und Entschei-

dungsstruktur zu ersetzen. Zu diesem Zweck wird mit dem Staatsvertrag ein IT-Pla-

nungsrat geschaffen werden, der eine umfassende Zuständigkeit für die Koordinie-

rung der Zusammenarbeit von Bund und Ländern in Fragen der Informationstechnik 

erhält. Der IT-Planungsrat soll auch verbindliche Beschlüsse fassen können.  

 

Mit dem Staatsvertrag werden die Kompetenzen und die Ressourcen für die Koordi-

nierung der Zusammenarbeit von Bund und Ländern im Bereich der Informations-

technik beim IT-Planungsrat gebündelt. Die bisherigen Kooperationsgremien werden 

durch den IT-Planungsrat ersetzt.  

 

B. Im Einzelnen 

 

Zu § 1 

§ 1 Abs. 1 enthält die Zustimmung zum Staatsvertrag zwischen dem Bund und den 

Ländern über die Errichtung des IT-Planungsrates und über die Grundlagen der Zu-

sammenarbeit beim Einsatz der Informationstechnologie in den Verwaltungen von 

Bund und Ländern - Vertrag zur Ausführung von Art. 91c GG.  

 

Zu § 2 

§ 2 regelt den Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes. 



Vertrag

über die Errichtung des IT-Planungsrats und

über die Grundlagen der Zusammenarbeit beim Einsatz der Informationstechnologie

in den Verwaltungen von Bund und Ländern

- Vertrag zur Ausführung von Artikel91c GG



Vertrag
über die Errichtung des IT·Planungsrats und

über die Grundlagen der Zusammenarbeit beim Einsatz der Informationstechnologie
in den Verwaltungen von Bund und Ländern

- Vertrag xur Ausführung von Artikel91c GG

Präambel

Das Land Baden-Württemberg,
der Freisraat Bayern,
das Land Berlin,
das Land Brandenhurg,
die Freie Hansestadt Bremen,
die Freie und Hansestadt Hamburg,
das Land Hessen,
das Land Mecklenburg-Vorpommern,
das Land Niedersachsen,
das Land Nordrheln-Wesdalen,
das Land Rheinland-Pfalz,
das Saarland,
der Freistaat Sachsen,
das Land Sachsen-Anhalt,
das Land Schleswig-Holstein
und der Freistaat Thüringen
sowie die
Bundesrepublik Deutschland (im Weiteren ~der Bund" ge-
nanm)
(im Folgenden ~Verrragspartner")
schen übereinstimmend die wachsenden Herausforderungen
als Folge der Entwicklungen in der lnformatioustechnik. Der
reibungslose und sichere Betrieb informatiouslechnischer
Systeme stellt eine wesencliche Anforderung an die Auf·
reclHerhalmng geordneter Abläufe in den Verwaltungen der
Venugsp!l:rtner dar.
Der Bund und die Länder haben mit der Erarbeitung des im
Anhang zu diesem Vertrag wiedergegebenen "Gemeinsamen
Grundverständnis der technischen und organisatorischen
Ausgestaltung der Bund-Länder-Zusammenarbeit bei dem
Verbindungsnetz und der LT-Steuerung" die Grundlage für
ein neues System der Bund-Länder-IT-Koordinierung eurbei-
tet und in die Beratungen der Kommission zur Modernisie-
nlllg der Bund-Länder·Finanzbeziehungen (Föderalismus-
kommission ll) eingebracht (Arbeirsunterlage AG 3 - 08).
Hieraus hat die Föderalismuskommission n mit Anike1.91c
des GrundgesetzeS eine Grundlage für die IT·Koordinierung
von Bund und Ländern entwickelt und beschlossen.
Die Vertragspartner treffen daher auf der Grundlage des
Artikel 9lc des Grundgesetzes

zur Einrichtung und Regelung der Arbeitsweise eines
IT-Planungsrats als Sreuerungsgremium der allgemeinen
IT-Kooperation nach Artikel 91c Absatz I und Absatz 2
des Grundgesetzes,

- zu Planung, Errichtung, Betrieb und Weiterentwicklung
von informations technischen Infrastrukturen, insbeson-
dere auch zur Verbindung der informationstechnischen
Netze von Bund und Ländern nach Maßgabe des gemäß
Artikel 91c des Grundgesetzes erlassenen Bundesgesetzes,
sowie

- zum Verfahren nach Anikel 9lc Absatz 2 des Grund-
gesetzes zur Festlegung von IT-Standards und IT-Sicher-
heirsanforderungen, soweit dies der zur Erfüllung ihrer
Aufgaben notwendige Datenaustausch erfordert,

folgende Vereinbarung:

Abschnitt I
Der IT-Planungsru

§ 1
Einrichtung, Aufgaben, Beschlussfassung

(I) IDer Planungsrat für die IT-Zu.sammenarbeit der öffentli·
ehen Verwaltung zwischen Bund und Ländern (IT·Planungs---
rat):
1. koordiniert die Zusammenarbeit von Bund und Ländern

in Fragen der Informationstechnik;
2. beschließt fachunabhängige und fachabergreifende IT-

Interoperabilitäts- und IT-Sicherheirsstandardsj
3. steuert die Projekte zu Fragen des informations- und kom-

munikationstechnisch unterstuuten Regierens und Ver-
wa1tens(E-Government-Projekte), die dem IT-Planungsrat
zugewiesen werden;

4. übernimmt die in § 4 dieses Vertrages genannten Auf-
gaben für das Verbindungsnerz nach Maßgabe des dort
angefi.ihrten Gesetzes.

-ZOerIT·Planungsrat berichtet grundsätzlich an die Konferenz
des Chefs des Bundeskanzleramtes mit den Chefs der Staats-
und Senatskanzleien. 'Er vereint die bisherigen Gremien und
Untergremien der gemeinsamen IT-Steuerung.

(2) IDem IT-Planungsrat gehören als Mitglieder an:
1. der Beauftragte der Bundesregierung für Informations-

technik,
2. jeweils ein für lnformationstechnik zuständiger Vertreter

jedes Landes.
:!Der Bund und die Länder stellen sicher, dass ihre Vertreter
über die erforderliche Emscheidungskompetenz verfügen.
'Drei Vertreter der Gemeinden und Gemeindeverbände, die
von den kommunalen Spitzenverbänden auf Bundesebene
entsandt werden, sowie der Bundesbeauftragte fur den Daten-
schutz und die Informationsfreiheit können an den Sitzungen
des IT-Planungsrats beratend teilnehmen.

(3) IDen Vorsitz im IT-Planungsrat übernehmen im jähr-
lichen Wechsel der Bund und die Länder.1Die Länder regeln
die Reihenfolge ihres Vorsitzes untereinander.

(4) Der IT-Planungsrat tagt mindestens zweimal im Jahr oder
auf Antrag des Bundes oder dreier Länder.

(5) IDer IT-Planungsrat entscheidet durch Beschluss oder
Empfehlung. ~r entscheidet auf Antrag des Bundes oder drei-
er Länder. 'Entscheidungen des IT-Planungsrats werden im
elektronischen Bundesanzeiger veröffentlicht.

(6) Der IT·Planungsrat beteiligt die jeweilige Fachminister-
konferenz, soweit deren Fachplanungen von seinen Entschei-
dungen betroffen werden.

(7) IBeschlüsse des IT-Planungsrats bedürfen, soweit in die-
sem Vertrag oder durch Gesetz nicht etwas anderes bestimnn
ist, der Zustimmung des Bundes und einer Mehrheit von 11
Ländern, welche mindestens zwei Drind ihrer Finanzierungs-
anteile nach dem Königsteiner Schlüsselabbildet- ~IDpfehllill""
gen rur die öffentliche Verwalrung kann der IT-Planungsrat mit
einfacher Mehrheit der anwesenden Mitglieder aussprechen.



(8) lDer IT-Planungsrat gibt sich eine Geschähsordnung.
'Darin sind insbesondere Regelungen vorzusehen, die sicher-
stellen, dass, sofern erforderlich, eine Kabinettsbehandlung
oder andere nmwendige Abstimmungen über einen im IT-
Planungsrat vorgesehenen Beschluss rechtzeitig durchgeführt
werden können.

§ 2
Geschäftsstelle

(1) 'Zur organisatorischen Unterstützung des IT-Planungs-
ralS sowie etwaiger Arbeitsgruppen und Beiräte wird beim
Bundesministeriwn des Innern eine Geschäftsstelle eingerich-
tel. lDie Finanzierung der Geschäftsstelle tragen zur Half te der
Bund, zur Hälfte die Länder nach dem Königsteiner SchlüsseL

(2) Die Geschäftsstelle koordiniert die Veröffentlichung von
Entscheidungen des IT-Planungsrats und deren Verbreitung.

(3) Die Geschäftsstelle betreibt ein elektronisches Informa-
tionssystem für die Aufgaben aus diesem Vertrag und der auf
seiner Grundlage getroffenen Vereinbarungen sowie zur Ent-
gegennahme und Weiterleirung von Informarionen nach § 5
des Vertrages an die Vertragspartner.

(4) Der Geschäftsstelle können weitere Aufgaben durch Be-
schluss des IT-Planungsrats übertragen werden.

Abschnitt II
Gemeinsame Standards und Sicherheits anforderungen,

1nformationsaustausch

§ 3
Fesdegung von I1'-ImeroperabIliläts-

und I1'-Sicherheitsstandards

(1) lFür den im Rahmen ihrer Aufgabenerfüllung notwen-
digen Austausch von Daten zwischen dem Bund und den
Ländern sollen gemeinsame Standards für die auszutauschen-
den Datenobjekte, Datenformate und Standards für Verfah-
ren, die zur Datenübertragung erforderlich sind, sowie IT-
Sicherheitsstandards feSlgelegt werden. 2Hierbeiist vorrangig
auf bestehende Marktstandards abzustellen.

(2) 'Beschlüsse über Standards im Sinne des Absatz] werden
vom IT-Planungsrat mit der Zustimmung des Bundes und
einer Mehrheit von elf Ländern, welche mindestens zwei
Drittel ihrer Finanzierungsanteile nach dem Königsteiner
Schlüssel abbildet, gefasst, soweit dies zum bund-Iänderüber-
greifenden Datenaustausch oder zur Vereinheitlichung des
Datenaustauschs der öffentlichen Verwaltung mit Bürgern
und Wirtschaft notwendig is[. 2Diese Beschlüsse entfalten
Bindungswirkung und werden vom Bund und den Lindern
innerhalb jeweils vom IT·Planungsrat festzusetzender Fristen
in ihren jeweiligen Verwaltungsräumen umgesetzt-

(3) lVor einer Beschlussfassung über verbindliche Standards
im Sinne des Absatz 1 wird auf Antrag des Bundes oder
dreier Länder grundsätzlich der Bedarf für einen solchen
Beschluss sowie die IT ·fachliche Qualität und Widerspruchs-
freiheit des vorgesehenen Standards durch eine vom I1'-
Planungsrat bestimmte, unabhängige Einrichtung geprüft.
'Die Einrichtung kann in ihre Prüfung weitere Personen oder
Einrichtungen, insbesondere Fachleute aus Wirtschaft und
Wissenschaft, einbeziehen. lDer IT-Planungsrat entscheidet
unter Einbeziehung der Ergebnisse der Prühmg; er is[ dabei
nicht an die Ergebnisse der Prüfung gebunden.

§ 4
Aufgaben ,m Bereich Verbindungsnerz

Der IT-Planungsrat nimmt die Aufgaben des Koordinienmgs-
gremiums nach Maßgabe des aufgrund von Artikel '11c Ab-
satz 4 Grundgesetz ergangenen Bundesgesetzes wahr.

§ 5
Informationsaustausch

Der Bund und die Länder informieren sich möglichst früh-
zeitig über beabsichtigte Vorhaben zur Einrichtung und Ent-
wicklung informationstechnischer Systeme, um eine bedarfs-
gerechte Zusammenarbeit wermöglichen.

Abschnitt III
Schlussbestimmungen

§ 6
Änderung, Kündigung

(1) Änderungen dieses Vertrages bedürfen einer einstimmi-
gen Entscheidung der Vertragspartner.

(2) lDieser Vertrag kann von jedem Vertragspartner unter
Einhaltung einer zweijährigen Frist zum Jahresende gekün-
digt werden. IDie Kündigung ist durch Kundgabe an die
Geschäftsstelle für den IT·Planungsrat gegenüber den übrigen
Vertragspartnern schriftlich zu erklären.

(3) 'Die Kündigung gilt auch für die auf der Grundlage dieses
Vertrages geschlossenen Vereinbarungen. 'Die Kündigung lässt
das Bestehen des Vertrages und der auf der Grundlage dieses
Vertrages geschlossenen Vereinbarungen für die übrigen Ver-
tragspartner vorbehaltlich der Regelung des § 7 Absatz 2
unberührt.

§ 7
In krafttreten, Außerkraftrreten,

Übergangsregel ung

(1) Dieser Vertrag tritt am 1. April 2010 in Kraft. Sind bis
zum 31. März 2010 nicht mindestens dreizehn Ratifikations-
urkunden bei dem der Ministerpräsidentenkonferenz vor-
,itzenden Land hinterlegt, wird der Veruag gegenstandslos.

(2) lDer Vertrag tritt außer Kraft, wenn die Zahl der Ver-
uagspartner zehn unterschreitet. IFür diesen Fall enden seine
Wirkungen mit dem Ablauf der Kündigungsfrist des wletn
kündigenden Vertragspanners.

(3) Die in diesem Vertrag vereinbarten Abstirnmungsmecha-
nismen lösen die bisherigen Gremien:
1. ~Arbeitskreis der Staatssekretäre für E·Government in

Bund und Ländern" (St-Runde Deutschland Online)
2. "Kooperationsausschuss von Bund und Ländern für auto-

matisierte Datenverarbeitung" (KoopA ADV)
sowie deren Untergremien ab und treten in deren Rechts-
nachfolge ein.

(4) lBestehende Vereinbarungen der Beteiligten über die ge-
meinschaftliche Aufgabenerledigung im Bereich informauons-
technischer Systeme werden von den Bestimmungen dieses
Vertrages soweit sie diesen rucht widersprechen nicht be·
rührL 'Mit dem Außerkrafttreten bereits bestehender Verein-
barungen werden die Bescimmungen dieses Venrages auf sie
anwendbar.



Für die Bundesrepublik DeutsChland

Für das Land Baden-Wümemberg

Für den Freistaat Bayern

Für das Land Berlin

Für das Land Brandenburge0~
Für die Freie Hansestadt Bremen

4 -(r-v~,den__ __

, d,n J". /0$. 2,pfP'3

J: I~-------------

Für 1.fieFreie und Hansestadt Hamburg
fI
i0tLtV I)

--717 !!) ("
,den J.t.Vf. /)1(/

V.

J, f,
• /.I -,

Ii .// i
" I h" .,-

Für das Land Hessen

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern

, den 7 t/_ ..z V'. tJ 1



Fur das Land Nied.ersachsen

------ ..,----r--- '",

-~."l'.tt-, den

Fur das Land Rheinland-Pfalz

Fur das Saarland

ltJ JJ·m9,den _

Fur den Freistaat Sachsen

Fur das LalSachsen-Anhalt

/tLu:l,41
I

Fur dastand Schleswig-Holsrein

U~(L~)~h2- , den
?A, ii~ IV1"V,IV.V;

I

Fur den Freistaat Thuringen

() I /~\---\ ~
I I



"Gemeinsames Grundverständnis
der technischen und organisatorischen Ausgestaltung

der Bund·Länder-Zusammenarbeit
bei dem Verbindungsnetz und der IT·Steuerung"

A. Verbindungsnetz

1. Bund und Länder tragen gemeinsam die Verantwor-
tung für ein künftiges Verbindungsnetz.
a) Gemeinsam werden festgelegt:

- dieAnforderungen Cz. B. hinsichtlich Datenschutz,
Sicherheit), die vom Verbindungsnerz zu erfüllen
sind,
die anzubietenden Anschlussklassen (inklusive
beispielsweise Bandbreiten, Verfügbarkeiten),
das l\1.inimum anzubietender Dienste,

- die Anschlussbedingungen,
die Kostenhöhe und -verteilung,
das Verfahren hei Eilemscheidungen.

b) In diesem Rahmen betreibt der Bund das Verbin-
dungsnetz und setzt dabei die gemeinsamen Fest-
Iegungen um.

2. Die Länder haben gemeinsam mit dem Bund den DOI-
Netz e.V. gegründet. Von diesem wird gegenwärtig ein
Verbindungsnetz vergeben. Diese Lösung soll zum
nächsl;möglichen Zeitpunkt in die neuen Strukturen
überführt werden.

3. Der Bund betreibt gegenwartig die Neugestaltung sei·
ner IT-Netze in einer modularen Architekcur und auf
der Grundlage eines Transportncrzes auf Basisvon Dark
Fibre. Dies geschieht in ausschließlicher Zuständigkeit
des Bundes. Unter Nutzung des Transportnetzes dieser
ohnehin im Aufbau befindlichen bundesweiten IT-
Netzinfrastruktur kann das Verbindungsnetz als eige-
nes VPN (einschließlich Zugangsnetz) realisiert wer-
den. Möglich ist außerdem die optionale Nutzung von
Diensten aus dem Portfolio (Warenkorb) des Projektes
"Netze des Bundes"

4. Der Bund ist die Vergabestelle für das Verbindungs-
netz. Als Vergabestelle ist der Bund für die rechtlich
korrekte Durchführung der Vergabe inklusive der Wahl
des Vergabeverfahrens veramwonlich und wird nach
dem Zuschlag Vertragspartner des Auftragnehmers.

5. Die Vergabeunterlagen werden vom Bund im Benehmen
mit einem vom IT-Planungsrat eingesetzten Arbeits-
gremium aus 3 Ländervertretern fertig gestellt.

6. Zur Beteiligung der Länder werden die Entwürfe der
Vergabeunterlagen (inklusive Bewertungsmalrix) recht-
leitig vor der Veröfferitlichung Cl. B. in sogenannten
"Leseräumen"l) zur Einsicht bereit gestellt. Dies dient
zum einen der Information der Länder über die Um-
se17.ung der gemeinsam festgelegten Anforderungen,
zum anderen kann so der don vorhandene Sachverstand
in die Erstellung der Vergabeunterlagen einfließen.

7. Sollten durch Anforderungen des Bundes, die über die
gemeinsam festgelegten Anforderungen ·hinausgehen,
zusätzliche Kosten entstehen, so sind diese vom Bund
w tragen. Das Verfahren zur Feststellung der Zusatz-
kosten regelt der IT-Planungsrat2.

8. Um auch im laufenden Betrieb eine Beteiligung der
Länder sicher zu stellen, beauftragt der IT-Planungsrat
das dreikäpfige Arbeitsgremium damit, die Interessen
der Länder bei der Steuerung des Betriebs einzubrin-
gen. Dies betrifft insbesondere grundsätzlichere Fragen
der Steuerung. Operative Fragen (z. B. die Bestellung
eines !leuen Anschlusses, die Veränderung einer An-
schlussklasse, die Zubuchung eines optionalen Dienstes
etc.) werden hingegen über dafür geschaffene Prozesse
abgewickelt.

B. IT"Steuerung

1. Ein neues System der IT-Koordinierung von Bund und
Ländern soll die bisherigen Gremien "Arbeits kreis der
Staatssekretäre für E·Governmcnt in Bund und Län-
dern" (St-Runde Deutschland-Online) sowie "Koopera-
tionsausschuss von Bund und Ländern für automa-
cisierte Datenverarbeitung" (KoopA ADV) sowie alle
Untergremien ablösen.

2. Die dauerhafte neue Struktur besteht aus einem ~IT-
Planungsrat" , in dem der Beauftragte der Bundesregie-
nlllg für Informationstechnik, die für IT zuständigen
Vertreter der Länder, Vertreter der drei kommunalen
Spitzenverbände (ohne Stimmrecht) und der Bundes-
beauftragte für den Datenschutz und die Informations-
freiheit (ohne Stimmrecht) vertreten sind. Der IT-
Planungsrat berichtet an die Konferenz der Regierungs-
chefs von Bund und Ländern.

3. Den Vorsitz übernehmen im jährlichen Wechsel Bund
und Länder. Die Länder regeln die Rotation des Vor-
sitzes untereinander.

4. Die bisherige Geschäftsstelle Deutschland-Online im
Bundesministerium des Innern wird Geschäftsstelle des
IT-Planungsrates. Die Finanzierung der Geschäftsstelle
übernimmt wr Hälfte der Bund, zur Hälfte überneh-
men sie die Länder nach dem Königs{einer Schlüssel.

5. Der IT-Planungsrat hat folgende Aufgaben:
a) Koordinierung der Zusammenarbeit von Bund und

Ländern in Fragen der Iniormationstechnik,
b) Beschlussfassung über fachunabhängige oder fach-

übergreifende IT-Interoperabilitäts- und IT-Sicher-
heitsstandards,

c) Steuerung von E-Government-Proj~kten, die dem
IT-Planungsrat von der Konferenz der Regierungs-

.Leseräume" ".lIen angesich" d.,- Zahl der B.tcil'gren siche,-, da<s die vertraulichen Dokumente nicht vor der Veröffendichung bebmll werden und $0 da<
Verg.bcvc'-fahren gefährden.

2 Das An,rag>re<ehtZur Durchführung dieses VerfahreIlS haben der Bund oder drei Länder.



chefs von Bund und Ländern zugewiesen werden,
d) Planung und Weiterentwicklung des Verbindungs-

neues inklusive gemeinsamer Fesrlegung gemäß
Ziffer A. 1 a) und Überwachung der Umsetzung
der gemeinsamen Festlegungen,

el Einseuen eines Arbeirsgremiums zur Befassung mit
Vergabeunterlagen (Einzelheiten unter A. 6) und
grundsätzlicher Steuerung (A. 9).

6. IT-Inreroperahilirats· und IT-Sicherheitsstandards
- werden vom IT-Planungsrat mit einfacher Mehr-

heit als Empfehlung fur die öffentliche Verwal-
[Ungbeschlossen;
werden vom IT-Planungsrat mit noch auszu-
gestaltender, qualifizierter Mehrheit beschlossen,
soweit sie zum bund-länderübergreifenden Da-
tenaustausch oder zur Vereinheitlichung des Da-
tenaustausches der öffentlichen Verwaltung mit
Bürgern und Wirtschaft erforderlich sind; sie
endalten Bindungswirkung, welche vom Bund
und von den Ländern innerhalb von jeweils vom

IT-Planungsrat festzusetzenden Fristen in ihren
jeweiligen Verwaltungsräumen umgesetzt wird.

7. Der IT-Planuugsrat beteiligt die jeweilige Fachminister-
konferenz, soweit deren Fachplanungen betroffen sind.

8. Vor der Beschlussfassung im IT-Planungsrat stimmen
die Vertreter von Bund und Ländern die zu fassenden
Beschlüsse innerhalb ihrer Regierung ab bzw. führen
- soweit erforderlich - eine Befassung des jeweiligen
Kabinetts herbei.

9. Vor einer Beschlussfassung über verbindliche Standards
wird grundsätzlich der Bedarf für einen solchen Be-
schluss sowie die IT-fachliche Qualität und Wider-
spruchsfreiheit des vorgesehenen S[andards durch eine
vom IT·Planungsrat bestimmte unabhängige Einrich-
tung geprüft, diese kann in ihre Prüfung Wirtschaft
und Wissenschaft einbeziehen. Der IT-Planungsrat ent-
scheidet unter Einbeziehung der Ergebnisse der Prü-
fung; er ist dabei nicht an die Ergebnisse der Prüfung
gebunden.


